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Wasserversorgungsverband Wittenhorst 
 
 
S i t z u n g s v o r l a g e Nr. 21/2025  für die Verbandsversammlung 
   Sitzung am: 28.03.2025 
 
Betrifft: Punkt 3 der Tagesordnung:   Kostenübernahmeregelung für die   
- nicht öffentliche Sitzung -   Erschließung des Ferienparks „Reeser 
   Meer“ 
  
 
Die Vorlage bezieht sich auf den Beschluss gemäß Sitzungsvorlage Nr. 17/2025 aus der 
Sitzung vom 08.01.2025, welcher die Betriebsleitung ermächtigt, für die Erschließung des 
Ferienparks Reeser Meer eine Kostenübernahmevereinbarung mit dem 
Grundstückseigentümer abzuschließen. 
 
 
Sachverhalt: 
Im Nachgang zur Sitzung vom 08.01.2025 haben der Verbandsvorstand und die 
Betriebsleitung Gespräche mit dem Vorhabenträger geführt und eine juristische Beratung 
hinsichtlich der Ausgestaltung einer möglichen Kostenübernahmevereinbarung eingeholt. 
Wie schon zuvor der Jurist des VKU kommt auch der konsultierte Rechtsbeistand zu der 
Einschätzung, dass im Falle der satzungsgemäßen Veranlagung des Grundstücks lediglich 
der bebaubare Teil, nach seiner Auffassung sogar lediglich die festgesetzte Grundflächenzahl 
(40% der Bauflächen) zum Anschlussbeitrag herangezogen werden könnte. Anders als nach 
Ansicht des Verbandsjuristen, der die Anwendung der Beitrags- und Gebührensatzung im 
vorliegenden Fall ausschließt, bestünden aus seiner Sicht an dieser Nichtanwendbarkeit 
jedoch juristische Zweifel, die aufgrund der Komplexität der Rechtslage nicht rechtssicher 
ausgeräumt werden können. Dieses hat zur Folge, dass eine abgeschlossene 
Kostenübernahmevereinbarung unter einem – wenn auch geringen – Risiko der Anfechtbarkeit 
bzw. Nichtigkeit stünde. 
In jedem Falle nichtig wäre nach Ansicht des Rechtsbeistands die Vereinbarung einer 
Kostentragungspflicht für Sanierungskosten durch den Vorhabenträger, da eine solche 
Vereinbarung auch bei Nichtanwendung der Beitrags- und Gebührensatzung mit dem 
Kommunalabgabengesetz (KAG NRW) nicht vereinbar ist. 
Nach Überzeugung des Verbandsvorstands und der Betriebsleitung ist das finanzielle Risiko 
einer möglicherweise späteren Anfechtung der Vereinbarung für den Wasserversorgungs-
verband erheblich geringer, wenn – anders als im Beschluss vom 08.01.2025 vorgesehen - 
die Erweiterung der öffentlichen Trinkwasserversorgungsanlage zur Erschließung des 
Ferienparks durch den Vorhabenträger selbst und auf eigene Kosten durchgeführt und im 
Anschluss kostenfrei in das Eigentum des Wasserversorgungsverbandes übertragen würde. 
 
Die Betriebsleitung schlägt deshalb vor, mit dem Vorhabenträger eine Vereinbarung 
abzuschließen, die im Kern folgendes beinhaltet: 
 

- Der Vorhabenträger lässt nach den technischen Vorgaben der Wasserwerke 
Wittenhorst die Erweiterung der öffentlichen Trinkwasserversorgungsanlage zur 
Erschließung des Ferienparks Reeser Meer auf eigene Kosten herstellen und 
übereignet diese nach Fertigstellung unter dinglicher Sicherung im Grundbuch 
kostenfrei dem Wasserversorgungsverband Wittenhorst. 

- Die zu errichtende Trinkwasserversorgungsanlage besteht aus einer das Gebiet des 
künftigen Ferienparks durchquerenden Verbindungsleitung in der Dimension DA 180 
zwischen dem vorhandenen Leitungsnetz im Bereich der L7 im Ortsteil Haldern und 
der entlang der Straße Bergswick verlaufenden Trinkwasserleitung sowie dem auf dem 
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Gebiet des Ferienparks zu errichtenden Verteilnetz und den erforderlichen 
Wasserhausanschlüssen. 

- Für den Rohrleitungsbau und die Hausanschlüsse ist ausschließlich von den 
Wasserwerken Wittenhorst geliefertes und in Rechnung gestelltes Material zu 
verwenden. 
 

Weiterhin schlägt die Betriebsleitung vor, von einer Kostentragungspflicht für 
Sanierungskosten durch den Vorhabenträger abzusehen und im Gegenzug dem Ansinnen des 
Vorhabenträgers auf die Vereinbarung eines Sondertarifs auf die Wassergebühr nicht zu 
entsprechen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Verbandsversammlung beschließt, den gefassten Beschluss vom 08.01.2025 gemäß 
Sitzungsvorlage Nr. 17/2025 aufzuheben und stattdessen die Betriebsleitung zu ermächtigen, 
eine Vereinbarung mit dem Vorhabenträger wie im Sachverhalt vorgeschlagen abzuschließen. 
 
 
 
Verbandsvorsteher:        ____________________ 
                                                   (Romanski) 
 
 
Geschäftsführer:            _____________________ 
                                                 (Stratenwerth) 
 




